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Die Ergebnisse öffentlicher Forschung für alle zugänglich machen - Open Access 
in der Wissenschaft unterstützen 


A. Problem 

Die unmittelbare Sichtbarkeit von Forschungsergebnissen sowie der Wissen- 
schaftstransfer in Gesellschaft, Verwaltung und Wirtschaft werden durch die 
Möglichkeit einer digitalen Publikation ohne Restriktion unterstützt. Open 
Access ermöglicht den finanziellen, technischen und rechtlich unbeschränkten 
Zugang zu Forschungsdaten und Publikationen und institutionalisiert somit den 
Gemeingutcharakter von Forschungsergebnissen, die auf öffentlich geförderter 
Forschung basieren. 

Weltweit und auch in Deutschland erfährt Open Access eine immer größere 
Unterstützung. Renommierte Wissenschaftseinrichtungen wie Flarvard und 
Princeton, aber auch die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaf- 
ten unterstützen diese Publikationsform. Sie begegnen damit der Tendenz, dass 
die vertraglichen Bedingungen für Autorinnen und Autoren bei wissenschaftli- 
chen Verlagsveröffentlichungen immer ungünstiger werden. Bibliotheken und 
Archive als Wissensplattformen können auf Grund des Preisanstieges bei der 
Verlagspublikation, aber auch auf Grund der urheberrechtlichen Restriktionen 
im Bereich der digitalen Zugänglichmachung von Werken ihrer Aufgabe der 
Informationsversorgung in der Wissenschaft immer schlechter nachkommen. Es 
besteht die Gefahr, dass sich viele Verlage auf der Grundlage von exklusiver 
Rechteabtretung und durch öffentliche Einrichtungen subventionierte Produk- 
tionskostenzuschüsse und Subskriptionsgebühren ein nahezu risikofreies Ge- 
schäftsmodell - basierend auf öffentlich geförderter Forschung - aufbauen. 


B. Lösung 

Sowohl der sogenannte Goldene Weg, das heißt, die qualitätsgeprüfte Erst- 
veröffentlichung nach Open-Access-Kriterien auf digitalem Weg, als auch der 
sogenannte Grüne Weg, also die Zweitveröffentlichung von Publikationen, die 
bereits in kommerziellen Formaten erschienen sind, ergänzen sich und können 
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je nach Fachkultur sowie gesetzlichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
unterschiedlich stark an Einfluss gewinnen. 

Allerdings ist eine technische und organisatorische Infrastruktur in den Biblio- 
theken und Wissenschaftseinrichtungen notwendig, um eine flächendeckende 
Durchsetzung der Open-Access-Prinzips zu garantieren. Hier sind auch die 
Länder betroffen. Neben weiteren Forderangen soll die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, insbesondere eine Novellierung des Urheberrechts im Sinne 
der Open-Access-Nutzung einzuleiten, bei Forschung aus Bundesmitteln für 
eine freie digitale Publikation Sorge zu tragen und die Länder entsprechend bei 
der Änderung der wissenschaftlichen Infrastruktur zu unterstützen. 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Die LINKE, bei Stimment- 
haltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Aimahme des Antrags. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 17/7864 abzulehnen. 


Berlin, den 7. November 2012 


Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

Ulla Burchardt Tankred Schipanski Rene Rüspel 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Dr. Petra Sitte Krista Säger 

B erichterstatterin B erichterstatterin 


Dr. Martin Neumann (Lausitz) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Tankred Schipanski, Rene Röspel, Dr. Martin Neumann 
(Lausitz), Dr. Petra Sitte und Krista Säger 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 146. Sitzung am 

I. Dezember 2011 den Antrag auf Drucksache 17/7864 be- 
raten und dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Tech- 
nikfolgenabschätzung zur federführenden Beratung sowie 
dem Innenausschuss, dem Rechtsausschuss, dem Ausschuss 
für Wirtschaft und Technologie und dem Ausschuss für 
Kultur und Medien zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fraktion DIE LINKE, stellt fest, dass Open Access den 
finanziell, technisch und rechtlich unbeschränkten Zugang 
zu Forschungsdaten und Publikationen in digitaler Fonn er- 
möglicht und damit eine zeitnahe und unmittelbare Sicht- 
barkeit von Forschungsergebnissen sowie den Wissen- 
schaftstransfer in Gesellschaft, Verwaltung und Wirtschaft 
unterstützt. Der Austausch zwischen Disziplinen sowie die 
internationale Nutzung des Wissens auch in ärmeren Regio- 
nen wird durch Open Access erleichtert. Weiterhin würden 
Ergebnisse öffentlich geförderter Forschung frei zugänglich 
und für die Gesellschaft frei nutzbar. Die weltweite Unter- 
stützung für Open Access zum Beispiel durch die Universi- 
täten Havard und Princeton, und auch durch die Berlin- 
Brandenburgische Akademie der Wissenschaften zeige, 
dass die Wissenschaft eine Präferenz für das Verfahren des 
Open Access habe. 

Die Publikationsbedingungen für Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler in Fachverlagen seien immer ungünstiger 
geworden. So müssten häufig Exklusivrechte an einen Ver- 
lag abgegeben werden und auf der anderen Seite Publika- 
tionsgebühren gezahlt werden. Wissensplattformen wie Bi- 
bliotheken und Archive sehen sich auf der anderen Seite mit 
Preisanstiegen und einer Restriktion der digitalen Zugäng- 
lichmachung der wissenschaftlichen Erkenntnisse konfron- 
tiert. 

Die beiden Wege des Open-Access-Prinzips, der soge- 
nannte Goldene Weg, also die qualitätsgeprüfte Erstveröf- 
fentlichung nach Open-Access-Kriterien auf digitalem Weg, 
aber auch der sogenannte Grüne Weg, also die Zweitver- 
öffentlichung von bereits auf herkömmlichem Weg publi- 
zierten Forschungsergebnisse, ergänzen sich und könnten je 
nach Fachkultur und sowie gesetzlichen und finanziellen 
Rahmenbedingungen unterschiedlich stark an Einfluss ge- 
winnen. Dabei ist die Debatte um Open Access untrennbar 
mit der Frage freizugänglicher Forschungsdaten verbunden. 

Die Bundesregierung soll neben weiteren Forderungen ins- 
besondere dazu aufgefordert werden, 

- eine Novellierung des Urheberrechts herbeizuführen in 
dem das unabdingbare Recht zur Zweitveröffentlichung 
geregelt werden soll, 

- bei der Novellierung des Urheberrechtes auf die Siche- 
rung der Langzeitarchivierung von Forschungsergebnis- 
sen und deren digitale Zugänglichmachung zu achten. 


- künftig dafür Sorge zu tragen, dass bei überwiegend aus 
Bundesmitteln finanzierter Forschung eine Erstveröf- 
fentlichung der Ergebnisse aus Open-Access-Publikatio- 
nen stattfindet, 

- gemeinsam mit den Ländern die Regelung zu treffen, 
dass bei den öffentlichen Hochschulen und Forschungs- 
einrichtungen Open-Access-Publikationen die Regel 
wird, eine Vernetzung von Datenbanken ETC der For- 
schungseinrichtung zu fördern und die Länder hierbei zu 
unterstützen, 

- Anreize für eine Open-Access-Publizierung zu schaffen, 

- einen Bericht über den aktuellen Stand von Open Access 
an deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
im Vergleich zu internationalen Entwicklungen dem 
Deutschen Bundestag vorzulegen. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Aussehüsse 

Der mitberatende Innenausschuss, der Rcchtsausschuss, 
der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie und der 
Ausschuss für Kultur und Medien haben jeweils in ihren 
Sitzungen am 7. November 2012 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stim- 
men der Fraktion DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den An- 
trag auf Drucksache 17/7864 abzulehnen. 


IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse 
im federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Tcchnikfol- 
gcnabschätzung hat die Vorlage in Verbindung mit zwei fe- 
derführenden EU-Vorlagen, fünf mitberatenden Anträgen 
sowie der Beratung der spezifischen Empfehlungen der Pro- 
jektgruppe „Bildung und Forschung“ der Enquete-Kommis- 
sion „Internet und digitale Gesellschaft“ in dem öffentlichen 
Teil der 87. Sitzung am 7. November 2012 abschließend be- 
raten. Der Ausschuss empfiehlt Ablehnung des Antrags auf 
Drucksache 17/7864 mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE, bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. 

Die Fraktion der CDU/CSU stellt fest, der Bericht der En- 
quete-Kommission sei eine geeignete Diskussionsgrund- 
lage, um in der nächsten Legislatur konkrete Handlungen 
vorzunehmen. In der Enquete-Kommission sei es von vorn- 
herein darum gegangen, Ideen zu sammeln, eine Analyse 
der Problematik vorzunehmen und vorzudenken. Aktuelle 
Rechtsprobleme und Überschneidungen mit anderen Recht- 
setzungsprojekten der laufenden Legislatur seien bewusst 
außen vor geblieben. 
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Man habe sich in der laufenden Legislatur mit der Idee eines 
wissenschaftsfreundlicheren Urheberrechts beschäftigt - 
dem dritten Korb. Dazu gebe es von EU-Seite verschiedene 
Regelungsmaterien. Zudem erwarte man höchstrichterliche 
Rechtsprechungen und den Bericht der Enquete-Kommis- 
sion. Einzig die Regelung des § 52a des Urheberrechtsge- 
setzes (UrhG) müsse - angesichts dessen Befristung - jetzt 
besprochen werden. Es habe bereits eine Erste Lesung im 
Deutschen Bundestag gegeben, um § 52a UrhG um zwei 
Jahre zu verlängern. Wichtig sei dabei die differenzierte 
Analyse der Enquete-Kommission. Das Zweitverwertungs- 
recht sei einer der Wege für Open Access, für den es jedoch 
unterschiedliche Möglichkeiten der Ausgestaltung gebe. 
Letztlich müsse man die Positionen im Spannungsfeld der 
Verleger-, Urheber- und Nutzerinteressen abwägen. Bezüg- 
lich der allgemeinen Wissenschaftsschranke müsse eben- 
falls abgewogen werden. Die „Schnellschuss“-Anträge der 
Opposition lehne man ab. 

Die SPD-Fraktion erinnert, es gebe nicht nur eine Enquete- 
Empfehlung zum Zweitverwertungsrecht, sondern auch 
eine EU-Kommissionsmitteilung. Zusätzlich sei der dritte 
Evaluationsbericht des Bundesministeriums der Justiz zum 
§ 52a UrhG verfasst. Die Folgen lägen insofern „auf der 
Hand“. 

Die SPD-Fraktion habe zum Thema „Zweitverwertungs- 
recht“ bereits im Frühjahr 2012 einen Antrag gestellt, zu 
dem auch einhellige Beschlüsse und Forderungen der Wis- 
senschaftsallianz vorlägen. Für etwas, das mit überwiegend 
öffentlichen Mitteln erarbeitet worden sei, müsse es ein 
Zweitverwertungsrecht geben. Allerdings wolle man - im 
Gegensatz zur Fraktion DIE LINKE. - ein Recht und keine 
Pflicht statuieren. Der eigene Antrag entspreche den Emp- 
fehlungen der Enquete-Kommission. Die Koalition habe 
stattdessen nichts zu Wege gebracht. 

§ 52a UrhG sei elementar für das weitere Wirken der For- 
schung und der Lehre an Hochschulen und Schulen. Dessen 
aberaialige Befristung werte man als Zeichen der Unfähig- 
keit. Man sei von allen Akteuren aufgefordert worden, 
§ 52a UrhG endgültig zu entfristen. Eine Weiterbefristung 
sei nicht nachvollziehbar, die Regelung habe sich bewährt. 
Man müsse nun Rechtssicherheit schaffen und eine Entfris- 
tung vornehmen. 

Die FDP-Fraktion betont, die Schaffung eines rechtsfreien 
Raumes sei unbedingt zu verhindern. Open Access sei ein 
forderungswerter Ansatz. Man wolle die Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen bei der Ausarbeitung einer ent- 
sprechenden Strategie unterstützen. Die Entscheidung solle 
jedoch den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
überlassen werden. In einer entsprechenden Wertung müsse 
deren Recht priorisiert werden. Es stelle sich zudem die 
Problematik unbedachter Gesetzesänderungen, zum Bei- 
spiel hinsichtlich verbindlicher und unabdingbarer Zweit- 
veröffentlichungsrechte. 

Die Fraktion DIE LINKE, konstatiert, es gehe um die 
Frage, wie das Verhältnis von Wissenschaft, Gesellschaft 
und Politik im Kontext einer Wissens- und Informationsge- 
sellschaft verändert werden könne. Die Digitalisierung, na- 
mentlich Open Access, biete hierzu neue Möglichkeiten. 
Man müsse über ein unabdingbares Zweitveröffentlichungs- 
recht sprechen und darüber, es auf Zeitschriften und Sam- 
melbände auszudehnen. 


Wissenschaftliches Arbeiten habe sich zu einem komplexen 
und dialogischen Prozess verändert. Daher müssten die 
Geistes- und Sozialwissenschaften mit einer neuen Rolle 
eingebunden werden, auch hinsichtlich der Förderpolitik. 

Zur Thematik des § 52a UrhG hinsichtlich der Zugänglich- 
keit des Wissens an Bibliotheken und dergleichen gebe es 
vier Optionen. Man favorisiere die erste Möglichkeit, näm- 
lich die Schaffung einer allgemeinen Bildungs- und Wissen- 
schaftsschranke. Dieses Vorhaben käme jedoch nicht voran. 
Zur zweiten Option - einer Entfristung des § 52a UrhG - 
habe sich die Bundesregierung nicht durchringen können, 
obgleich ein entsprechender Antrag der Fraktion der SPD 
vorliege. Diesem stimme man grundsätzlich zu; vor dem 
Hintergrund, dass der Fraktion DIE LINKE, die allgemeine 
Wissenschaftsschranke derzeit versagt werde. Die dritte 
Möglichkeit sei die von der Bundesregierung gewählte er- 
neute Befristung. Viertens könne man die Befristung des 
§ 52a UrhG auch auslaufen lassen. Diese Lösung sei im In- 
teresse der Verwertungsgesellschaften, die mit den aktuellen 
Verhandlungsabschlüssen nicht einverstanden seien. Zwar 
sei die erneute Befristung eine Lösung für das akute Pro- 
blem. Letztlich müsse man jedoch zu einer allgemeinen 
Wissenschaftsschranke kommen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN appelliert an 
die übrigen Fraktionen, die umfangsreichen Handlungsemp- 
fehlungen der Enquete-Kommission „Internet und Digitale 
Gesellschaft“ aufzugreifen und deren Umsetzung auch in 
der nächsten Legislaturperiode zu begleiten. Die Bundesre- 
gierung solle außerdem das Thema der digitalen Infrastruk- 
turentwicklung zu einem ständigen Berichtspunkt im Be- 
richt über Forschung und Innovation machen. 

Die für Deutschland notwendige Open-Access-Strategie 
und die längst überfällige Urheberrechtsreform seien eng 
miteinander verknüpft. Darüber hinaus gehe es bei dieser 
Gesetzesreform nicht nur um ein unabdingbares Zweitver- 
öffentlichungsrecht für wissenschaftliche Autoinnen und 
Autoren, sondern auch um Fragen der Langzeitarchivierung 
sowie des Kopien- Versands und der Digitalisierungskompe- 
tenzen der Bibliotheken. Es sei enttäuschend, dass in dieser 
Legislatur lediglich über eine weitere Verlängerung der Be- 
fristung des § 52a UrhG gesprochen werde und nicht über 
den bereits im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
FDP angekündigten Dritten Korb im Urheberrecht für Wis- 
senschaft und Bildung. Diesem Thema müsse man sich in 
der nächsten Legislaturperiode dringend und schnell wid- 
men. Es gebe bereits geeignete Vorschläge der Allianz der 
deutschen Wissenschaftsorganisationen für eine Allgemeine 
Wissenschaftsschranke. Die Bildungs- und Wissenschafts- 
politiker müssten sich dieser Sache annehmen und sollten 
dies nicht den Rechtspolitikern überlassen. 

Die Bundesregierung solle im Übrigen darauf achten, be- 
stimmte Open-Access-Strategien international abzustim- 
men, beispielsweise bei den Obergrenzen für Publikations- 
gebühren, bei Primärdaten-Initiativen oder bei der interna- 
tionalen Zugänglichkeit von Open-Access-Repositorien. 

Hinsichtlich der Finanzierung fehle es an einer Gesamtbe- 
trachtung zwischen Bund, Ländern und Wissenschaftsorga- 
nisationen. Eine Finanzierung der digitalen Infrastrukturen 
an den Hochschulen und Forschungseinrichtungen sei auf 
Basis der aktuellen Vereinbarung zur Auflösung der Ge- 


Drucksache 17/14127 


-6- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


meinschaftsaufgabe Hochschulbau und der verfassungs- 
rechtlichen Einschränkungen für gemeinsame Bund-Län- 
der-Programme bereits fraglich. 


Berlin, den 7. November 2012 


Tankred Schipanski 

Rene Röspel 

Dr. Martin Neumann (Lausitz) 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Berichterstatter 

Dr. Petra Sitte 

Krista Säger 


B erichterstatterin 

B erichterstatterin 
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